
2. Änderungssatzung zur Änderung
der Wasserversorgungssatzung

vom 18.12.2003

nach gültiger Satzung

I. Allgemeines

§ 2 Begriffsbestimmungen

Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe
haben folgende Bedeutung:

Wasserversorgungsanlage
Versorgungsleitungen,Verbindungsleitungen,
Pumpwerke,(Hochbehälter,
Druckerhöhungsanlagen, Wassergewin-
nungs- und –aufbereitungsanlagen und
ähnliches.

Zu den Wasserversorgungsanlagen gehören
auch Einrichtungen Dritter, deren sich die
Stadt zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedient
oder zu deren Schaffung, Erweiterung,
Erneuerung oder Unterhaltung sie beiträgt.

Anschlussleitungen
Leitungen von der Sammelleitung
beginnend an der Abzweigstelle – bis zur
Hauptabsperrvorrichtung

Wasserverbrauchsanlage
Die Wasserleitungen ab der Hauptabsperr-
vorrichtung einschließlich der auf dem
Grundstück vorhandenen
Wasserverbrauchseinrichtungen.

Anschlussnehmer
Grundstückseigentümer oder
Erbbauberechtigte.

Wasserabnehmer
Alle zur Entnahme von Trinkwasser auf dem
Grundstück Berechtigten und Verpflichteten
sowie alle, die der Wasserversorgungs-
anlage Trinkwasser entnehmen

Änderung

Artikel I

§ 2 Begriffsbestimmungen

Grundstück
Das Grundstück im Sinne des Grund-
buchrechts.

Wasserversorgungsanlagen
Versorgungsleitungen, Verbindungsleitungen,
Pumpwerke,(Hoch-)Behälter, Druckerhöhungs-
anlagen, Wassergewinnungs- und -
aufbereitungsanlagen und Ähnliches.

Zu den Wasserversorgungsanlagen gehören
auch Einrichtungen Dritter, deren sich die
Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedient
oder zu deren Schaffung, Erweiterung,
Erneuerung oder Unterhaltung sie beiträgt.

Anschlussleitungen
Leitungen von der Versorgungsleitung -
beginnend an der Abzweigstelle - bis zur
Hauptabsperrvorrichtung hinter der
Messeinrichtung (in Fließrichtung gesehen)
einschließlich der Verbindungsstücke zur
Versorgungsleitung, Anbohrschellen etc. sowie
der in die Anschlussleitung integrierten
Absperrschieber.

Wasserverbrauchsanlagen
Die Wasserleitungen ab der Hauptabsperr-
vorrichtung einschließlich der auf dem
Grundstückvorhandenen Wasserverbrauchs-
einrichtungen.

Anschlussnehmer
Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte,
Nießbraucher und sonstige zur Nutzung des
Grundstücks dinglich Berechtigte.

Wasserabnehmer
Alle zur Entnahme von Trink-/Betriebs-wasser
auf dem Grundstück Berechtigten und
Verpflichteten (insbesondere auch Pächter,
Mieter, Untermieter usw.) sowie alle, die den
Wasserversorgungsanlage Trink-/Betriebswas-
ser entnehmen.



II. Anschluss und Benutzung

§ 3 Anschlusszwang

Anschlussnehmer, auf deren Grundstücken
Trink- und/oder Betriebswasser benötigt
wird, haben die Pflicht, diese Grundstücke
an die Wasserversorgungsanlage
anschließen zu lassen, wenn sie durch eine
betriebsfertige Versorgungsleitung
erschlossen sind.

§ 4 Benutzungszwang

(1) Wasserabnehmer sind verpflichtet,
ihren Trinkwasserbedarf aus der
Wasserversorgungsanlage zu decken.

(2) Die Stadt räumt dem Wasserabnehmer
im Rahmen des wirtschaftlich
Zumutbaren die Möglichkeit ein, die
Entnahme auf einen von ihm
gewünschten Verbrauchszweck oder
auf einen Teilbedarf zu beschränken.

(3) Der Anschlussnehmer hat der Stadt
vor der Errichtung einer
Eigengewinnungs- oder
Brauchwasseranlage Mitteilung zu
machen. Es muss technisch
sichergestellt sein, dass aus seiner

Artikel II

§ 3 und 4 werden ersetzt durch folgende
Neufassung des § 3:

§ 3 Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentümer eines
Grundstücks, auf dem Trink-
und/oder Betriebswasser benötigt
wird, hat die Pflicht, dieses
Grundstück an die
Wasserversorgungsanlage
anzuschließen, wenn es durch eine
betriebsfertige Versorgungsleitung
erschlossen ist. Die Anordnung des
Anschlusses kann durch öffentliche
Bekanntmachung erfolgen.

(2) Wasserabnehmer sind verpflichtet,
ihren Trink-/Betriebswasserbedarf
aus der Wasserversorgungsanlage
zu decken.

(3) Die Stadt räumt dem
Anschlussnehmer im Rahmen des
wirtschaftlich Zumutbaren die
Möglichkeit ein, die Entnahme auf
einen vom ihm gewünschten
Verbrauchszweck oder auf einen
Teilbedarf zu beschränken.

(4) Der Anschlussnehmer hat der Stadt
vor der Errichtung einer
Eigengewinnungs- oder
Brauchwasseranlage Mitteilung zu
machen. Es muss technisch
sichergestellt sein, dass aus seiner
Anlage kein Wasser in das
Trinkwassernetz eintreten kann.



§ 5 Grundstücksanschluss

(1) Jedes Grundstück ist gesondert und
unmittelbar an die Wasserversor-
gungsanlage anzuschließen.

(2) Die Anschlussleitung darf
ausschließlich von der Stadt
hergestellt, erneuert, verändert,
unterhalten oder beseitigt werden. Der
Wasserabnehmer darf nicht auf die
Anschlussleitung einschließlich der
Meßeinrichtung einwirken oder
einwirken lassen.

(3) Jedes Grundstück erhält grundsätzlich
nur einen Anschluß.

Artikel III

§ 5 wird durch folgende Neufassung
ersetzt:

§ 5 Grundstücksanschluss

(1) Jedes Grundstück – das
grundsätzlich nur einen Anschluss
erhält – ist gesondert und unmittelbar
an die Anschlussleitung
anzuschließen. Gleiches gilt, wenn
die Stadt für jedes dem Aufenthalt
von Menschen dienende Gebäude
auf einem Grundstück eine
gesonderte Anschlussleitung verlegt
hat.

(2) Die Stadt kann in Ausnahmefällen
zulassen oder verlangen, dass
mehrere Grundstücke über eine
gemeinsame Anschlussleitung an die
Wasserversorgungsanlagen
angeschlossen werden, wenn die
nicht im öffentlichen Bereich
liegenden Teile der gemeinsamen
Anschlussleitung durch Grund-
dienstbarkeit oder Baulasteintragung
gesichert sind.

(3) Wird ein Grundstück nach seinem
Anschluss in mehrere selbständige
Grundstücke geteilt, so gelten die
vorstehenden Regelungen für jedes
neue Grundstück entsprechend.

(4) Die Anschlussleitung wird aus-
schließlich von der Stadt hergestellt,
erneuert, verändert, unterhalten oder
beseitigt. Der Wasserabnehmer darf
nicht auf die Anschlussleitung
einschließlich der Messeinrichtung
einwirken oder einwirken lassen.



§ 22 Entstehen der Beitragspflicht

(3) Sind Grundstücke im Zeitpunkt der
Fertigstellung (Abs. 1) oder
Teilfertigstellung (Abs. 2) noch nicht
baulich oder gewerblich nutzbar,
entsteht die Beitragspflicht für diese
Grundstücke mit dem Eintritt der
baulichen oder gewerblichen
Nutzbarkeit oder dem tatsächlichen
Anschluß. In diesen Fällen erfolgt die
Heranziehung nach demjenigen
Beitragssatz, der im Zeitpunkt der
Fertigstellung oder der
Teilfertigstellung festgelegt war.

.

§ 27 Grundstücksanschlusskosten

(1) Der Aufwand für die Herstellung,
Erneuerung, Veränderung,
Unterhaltung oder Beseitigung der
Anschlußleitungen ist der Stadt in der
tatsächlich entstandenen Höhe zu
erstatten. Der Erstattungsanspruch
entsteht mit der Fertigstellung der
erstattungspflichtigen Maßnahme; er
wird einen Monat nach Bekanntgabe
des Bescheids fällig.

(2) Die Stadt kann vor Ausführung der
Arbeiten Vorausleistungen in Höhe
des voraussichtlichen Erstattungs-
anspruchs verlangen.

Artikel IV

§ 22 Absatz 3 Satz 2 wird ersatzlos
gestrichen.

(In diesen Fällen erfolgt die Heranziehung
nach demjenigen Beitragssatz, der im
Zeitpunkt der Fertigstellung oder der
Teilfertigstellung festgelegt war)

Artikel V

§ 27 Absatz 2 wird ersatzlos gestrichen.
Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und
der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.



§ 28 Benutzungsgebühren

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung der
Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG
Gebühren.

(2) Die Gebühr bemißt sich nach der
Menge (m³) des zur Verfügung
gestellten Wassers. Ist eine
Meßeinrichtung ausgefallen, schätzt
die Stadt den Verbrauch nach
pflichtgemäßem Ermessen.

(3) Die Gebühr beträgt pro m³ 1,56 EUR
(Bruttoendpreis 1,67 € incl. 7 %
Umsatzsteuer).

Artikel VI

§ 28 Abs. 3 der Wasserversorgungs-
satzung v. 27.09.2000 und der Änderung
vom 18.12.2003 erhält folgende Neu-
fassung:

"Die Gebühr beträgt pro m³ 1,70
EUR  (Bruttoendpreis 1,82 incl. 7 %
Umsatzsteuer)."

Artikel VII

Die vorstehenden Änderungen der
Wasserversorgungssatzung treten mit
Wirkung vom 01. Januar 2008 in Kraft.

Laubach, den ……. Dezember 2007

Der Magistrat der Stadt Laubach

(S p a n d a u)
Bürgermeister


